
Arbeitshilfe zu §§ 61 – 66 SGB XII 
Stationäre Kurzzeitpflege nach § 64h SGB XII  
vom 06.07.2017  

(Gz.: BGV-G230/ 171.00-9) 

 

Inhalt 
1. Inhalt und Ziele ............................................................................................................... 1 

2. Vorgaben ....................................................................................................................... 1 

3. Verfahren ....................................................................................................................... 2 

4. In Kraft treten ................................................................................................................. 2 

 

1. Inhalt und Ziele 
Pflegebedürftige der Pflegegrade 2 bis 5 haben Anspruch auf Kurzzeitpflege, wenn häusliche 
Pflege zeitweise nicht, noch nicht oder nicht im erforderlichen Maße sichergestellt werden 
kann und auch teilstationäre Pflege nicht ausreicht. Dies gilt: 

Für eine Übergangszeit im Anschluss an eine stationäre Behandlung des Pflegebedürftigen 
oder 

In sonstigen Krisensituationen, in denen vorübergehend häusliche oder teilstationäre Pflege 
nicht möglich oder nicht ausreichend ist. 

Unterhalb des Pflegegrades 2 können Pflegebedürftige grundsätzlich keine Leistungen der 
Kurzzeitpflege nach § 64h SGB XII beanspruchen. Sie können bei Nutzung einer Kurzzeit-
pflege dafür den Entlastungsbetrag nach § 45b SGB XI bzw. § 66 SGB XII einsetzen. 

Der vorrangige Anspruch beläuft sich nach den Bestimmungen des SGB XI auf bis zu acht  
Wochen im Kalenderjahr.  

Für Personen, die aufgrund der Bedarfsprognose unterhalb von 6 Monaten nicht pflegebe-
dürftig i.S.d. SGB XI sind (kein Pflegekassenbescheid über Pflegegrad 1 bis 5), kann ggf. 
eine beschiedene Krankenkassenleistung nach § 39c SGB V durch die Leistungen nach dem 
Siebten Kapitel des SGB XII aufgestockt werden.Voraussetzung ist, dass der Sozialhilfeträ-
ger einen vorübergehenden pflegerischen Bedarf von mindestens Pflegegrad 2 festgestellt 
hat. Ein klares Indiz für einen Anspruch auf die Leistung nach § 39c SGB V ist ein Fehlen 
von Pflegebedürftigkeit vor Krankenhausaufnahme. Der Bewilligungsbescheid der Kranken-
kasse ist zwingend vorzulegen. Zur Prognoseentscheidung muss der Antragsteller den 
Krankenhausentlassungsbericht und ggf. ein ergänzendes ärztliches Attest vorlegen. Selbst 
wenn sich der Antragsteller während der Kurzzeitpflege stabilisiert haben sollte, gibt es im-
mer eine Dokumentation, die den gesundheitlichen Verlauf darstellt. Die zuständige bezirkli-
che Stelle (GS oder GA) kann nach Aktenlage entscheiden. Eine solche Feststellung kolli-
diert nicht mit der Bindungswirkung nach § 62a SGB XII, da hier unterschiedliche Tatsachen 
bei der Bedarfsermittlung zu berücksichtigen sind.  

2. Vorgaben 
Gemäß Anordnung des Senats zur Durchführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(Amtl. Anz. S. 2329), zuletzt geändert durch Anordnung vom 1. September 2016 (Amtl. Anz. 



S. 1545), sind die Bezirksämter zuständig für die Leistungsgewährung bei Personen, die 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Hamburg haben und außerhalb Hamburgs eine stationäre 
Kurzzeitpflege in Anspruch nehmen. 

3. Verfahren 
Bei sozialhilferechtlicher Bedürftigkeit der Klienten können Sie ggf. die von Leistungen nach 
dem SGB XI nicht gedeckte Pflegevergütung, Entgelte für Unterkunft und Verpflegung und 
die Investitionskosten aus der Hilfe zur Pflege gewähren. 

Alle Regelungen gelten analog auch für nicht-pflegeversicherte Personen. 

4. In Kraft treten 
Diese Arbeitshilfe tritt rückwirkend zum 01.01.2017 in Kraft. Sie ersetzt die Konkretisierung 
Stationäre Kurzzeitpflege vom 08.06.2005. 
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